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Potsdam (2) Diese Ordnungen wurden durch den Senat beschlos-

1I. Habilitationsordnung der Juristischen Fakul-
it

1II. Arbeitsordnung zur Graduiertenforderung
an der Universitiit Potsdam

I. Arbeitsordnung zur Herausgabe der
"Amtlichen Bekanntmachungen" der Uni-
versitit Potsdam

§1
Grundlagen

Als Amtsblatt der Universitit Potsdam erscheinen die
"Amtlichen Bekanntmachungen" der Universitit Pots-
dam auf der Basis der Grundordnung der Universitit,
vorlaufig jedoch auf der Grundlage einer Entscheidung
des Griindungsrektors vom 11.03.1992.

§2
Inhalt

(1) In den "Amtlichen Bekanntmachungen® werden alle
Ordnungen und Festlegungen verGffentlicht, die fiir
Lehre, Forschung und Verwaltung an der Universitit
von Bedeutung sind (z. B. Prifungs- und Studienord-
nungen, Gremienzusammensetzung, Vorlesungszeiten

sen oder durch den Rektor bzw. Kanzler erlassen oder/
und durch das zustindige Landesministerium bestatigt.

(3) In den "Amtlichen Bekanntmachungen™ kénnen auch
Jahresberichte der Universitit und Universititsstatistiken
veroffentlicht werden.

§3
Veranlassung der Veriffentlichung

(1) Ordnungen, Berichte, Statuten erscheinen in den
" Amtlichen Bekanntmachungen®, nachdem die in § 2
(1,2) genannten Bedingungen erfiillt sind und die Ver-
offentlichung durch den Verantwortlichen (Direktor des
Fachbereiches, Dezernent, Leiter einer zentralen Ein-
richtung) beim Dezernenten fiir akademische und studen-
tische Angelegenheiten angemeldet bzw. beantragt wur-
de.

(2) Der Anmeldende &ubert seine Vorstellungen zur
Auflagenhdhe aufgrund des eigenen Bedarfs.

(3) Nachauflagen werden unter Verweis auf vorhandene
Manuskripte bzw. Erstvercffentlichungen mit Angabe
des emneuten Erscheinungstermins und der Auflagenhdhe
beim Dezernenten fiir akademische und studentische
Angelegenheiten angemeldet,

§ 4
Bearbeitung .

(1) Die redaktionelle Bearbeitung der eingereichten




Manuskripte (in der Regel auf einer Diskette, die mit
dem Textverarbeitungssystem WordPerfect geschrieben
wurde) wird durch den Dezernenten fiir akademische
und studentische Angelegenheiten bei beauftragten Mit-
arbeitern der Universitat veranlaft.

(2) Dabei ist eine einheitliche Druckform bei laufender
Nummerierung der Einzelausgaben innerhalb eines
Kalenderjahres durchzusetzen. Die "Bekanntmachungen”
erscheinen im DIN-A4-Format und zweispaltig.

(3) In einer Ausgabe konnen mehrere Titel zusammen-
gefaBt werden, wenn dies inhaltlich sinnvoll erscheint.

(4) Der Druck erfolgt in der Abteilung Druckerei/Ver-
vielfiltigung des Audiovisuellen Zentrums der Univer-
sitat.

§5
Verteilung und Versand

(1) Als Amtsblatt der Universitit werden die "Bekannt-
machungen® den Nutzern/Lesern unentgeltlich zur Ver-
fiigung gestellt.

(2) Auf der Grundlage eines Rahmenverteilungsplanes
wird der Verteiler fiir jede einzelne Ausgabe vom De-
zernenten fiir akademische und studentische Angelegen-
heiten in Absprache mit den Verantwortlichen fir die
Teiltitel festgelegt.

(3) Die Verteilung erfolgt im Zusammenwirken vom
Dezemat 2 und Druckerei des Audiovisuellen Zentrums.

(4) Der Versand von Ausgaben fiir Dienststellen des
Landes Brandenburg oder der BR Deutschland wird
durch das Dezemat 2 gesichert.

(5) In der Universitit werden die "Bekanntmachungen"
im Dezernat 2, in zentralen Bereichen der Bibliothek,
im Referat fir Presse- und Offentlichkeitsarbeit sowie in
den entsprechenden Fachbereichen ausgelegt.

§6
Inkrafttreten

Diese Arbeitsordnung tritt nach Schaffung der personel-
len und materiellen Voraussetzungen, spitestens jedoch
zum 01.05.1992 in Kraft.

I, Priif
Kanzler

Potsdam, 28.04.1992

II. Habilitationsordnung der Juristischen
Fakultit

Aufgrund des § 23 Abs. 4 des Gesetzes iiber die Hoch-
schulen des Landes Brandenburg - Brandenburgisches
Hochschulgesetz - vom 1. Juli 1991 hat die Universitit
Potsdam folgende Habilitationsordnung als Satzung
erlassen:

§1
Habilitation und Habilitationsleistungen

(1) Die Juristische Fakultit erteilt die venia legendi auf-
grund eines Habilitationsverfahrens.

(2) Die Habilitationsleistung besteht aus der Habilita-
tionsschrift oder entsprechenden wissenschafilichen
Veroffentlichungen, aus denen die Eignung des Bewer-
bers zu selbstindiger Forschung hervorgeht, und einem
wissenschaftlichen Vortrag mit anschlieBendem Kollo-
quium,

§2
Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Zulassung zur Habilitation setzt eine Habilita-
tionsanzeige sowie einen Antrag auf Zulassung voraus.

(2) Habilitationsvorhaben sind unter Beifligung

. einer Darstellung des bisherigen wissenschaft-
lichen Werdeganges sowie
- einer Darstellung des Vorhabens

dem Fakultitsrat anzuzeigen.

(3) Die Zulassung kann nur beantragen, wer den Dok-
torgrad mit einer qualifizierten Promotion an einer deut-
schen wissenschaftlichen Hochschule erworben und
beide juristische Staatspriifungen oder dquivalente Ab-
schliisse abgelegt hat sowie ausreichende Erfahrungen in
der Lehre nach der Promotion nachweist.

(4) Auslandische akademische Grade kann der Fakultits-
rat im Zulassungsbeschluf als gleichwertig anerkennen.
Er kann von dem Erfordernis der Zweiten juristischen
Staatspriifung befreien.
§3
Zulassungsantrag
(1) Der Antrag auf Zulassung zur Habilitation ist vom
Bewerber personlich dem Dekan zu iiberreichen; er muB

die genaue Angabe der erstrebten venia legendi enthal-
ten.

(2) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufiigen,




die bei den Akten der Juristischen Fakultit verbleiben:

a) ein Lebenslauf mit vollstindigen Angaben iiber
den wissenschaftlichen und beruflichen Werde-
gang des Bewerbers,

b) die Promotionsurkunde sowie die Zeugnisse
{iber die beiden juristischen Staatspriifungen
oder die nach § 2 Abs. 3 erforderlichen Unter-
lagen und Antrige,

c) die Dissertation,
d) ein vollstindiges Schriftenverzeichnis,
e) die Habilitationsschrift bzw. die nach § 4 Abs.

2 an ihre Stelle tretenden Verdffentlichungen in
je 3 Exemplaren,

f) ein Verzeichnis der durchgefiihrten Lehrver-
anstaltungen,
g) eine Erklarung iiber frilhere und gegenwirtige

anderweitige Habilitationsversuche,

h) ein polizeiliches Fiihrungszeugnis und die Er-
klirung iiber anhingige Strafverfahren; bei
Bewerbern, die in offentlichem oder kirchli-
chem Dienst stehen, wird auf das Fih-
rungszeugnis verzichtet,

i) eine Erklirung iiber die Bereitschaft, an der
Universitat Potsdam regelmaBig zu lehren.

(3) Anstelle von Urkunden und Schriften, die nicht
beigebracht werden konnen, kann der Dekan andere
Beweismittel zulassen. Statt Originalurkunden kdnnen
beglaubigte Abschriften vorgelegt werden.

§4
Habilitationsschrift

(1) Die Habilitationsschrift muB in einem der von der
beantragten venia legendi umfaBten Fachgebiete eine
selbstindige wissenschaftliche Forschungsleistung dar-
stellen und eine wesentliche Forderung der Wissenschaft
bedeuten. Sie soll ein anderes Thema behandeln als die
Dissertation und darf noch nicht verdffentlicht sein. Die
Habilitationsschrift muB in deutscher Sprache abgefalt
sein; der Fakultitsrat kann in besonders begriindeten
Ausnahmefillen eine andere Sprache gestatten.

(2) In Ausnahmeféllen kann der Fakultatsrat von bereits
vorliegenden Verdffentlichungen des Bewerbers eine
oder mehrere aus der jiingsten Zeit als Habilitations-
schrift zulassen, die im {ibrigen den Anforderungen von
Abs. | geniigen.

§5
Zulassungsbheschluf}

(1) Uber die Zulassung entscheidet der Fakultitsrat unter
der Leitung des Dekans. Dem Fakultitsrat gehGren die
planmiligen Professoren und habilitierten Mitglieder der
Fakultit sowie je zwei Vertreter der wissenschaftlichen
Mitarbeiter und Studenten an. :

(2) Vor der BeschluBifassung berichtet der Dekan oder
ein von ihm beauftragtes Mitglied des Fakultitsrates in
nicht Gffentlicher Sitzung iiber die wissenschaftliche
Persdnlichkeit des Bewerbers, {iber dessen fachlichen
Werdegang sowie iiber die vorgelegten Arbeiten. Die
Beschluffassung bedarf einer Mehrheit von zwei Dntteln
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder des Fakul-
titsrates. Dabei haben alle der Fakultat angehdrenden
Professoren die Modglichkeit der stimmberechtigten
Mitwirkung (§ 90 Abs. 3 Brandenburgisches Hochschul-
gesetz). -

§6
Ablehnung der Zulassung

(1) Die Zulassung zum Habilitationsverfahren wird
versagt,

a) wenn der Bewerber an anderer Stelle einen
Antrag auf Habilitation gestellt hat und dieses
Verfahren noch nicht beendet ist;

b) oder wenn bei dem Bewerber die Griinde vor-
liegen, bei denen ein Beamtenverhaltnis endet;

c) oder wenn die erstrebte venia legendi nicht in
das Wissenschaftsgebiet der Fakultat fallt;

d) oder wenn das Thema der Habilitationsschnft
nicht in das Wissenschaftsgebiet der Juristi-
schen Fakultit fillt oder wenn die Habilita-
tionsschrift nicht in deutscher oder einer gemal
§ 4 Abs. 1 zugelassenen anderen Sprache ab-
gefalit ist;

e) oder wenn die Unterlagen und Nachweise nach
§ 3 Abs. 2 nicht vollstindig vorliegen und auch
nicht in angemessener Frist erbracht werden.

(2) Die Ablehnung der Zulassung der Habilitation wird
dem Bewerber begriindet und, mit Rechtsbehelfsbeleh-
rung versehen, schriftlich bekanntgegeben. Ein Vorver-
fahren findet nicht statt.

§7
Bestellung von Gutachtern

(1) BeschlieBt der Fakultitsrat die Zulassung zur Habili-
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tation, so bestellt er nachfolgend aus dem Kreis der
stimmberechtigten Fachvertreter mindestens zwei Gut-
achter fur die Habilitationsschrift; er kann zusitzlich
einen auswartigen Fachgutachter bestellen.

(2) Nach der Bestellung der Gutachter beschlieBt der
Fakultitsrat eine angemessene Frist, innerhalb der die
Gutachten vorzulegen sind.

(3) Die Beschluffassung nach Abs. 1 und Abs. 2 erfolgt
mit der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten
Mitglieder des Fakultatsrates.

§8
Mitwirkung gebietsverwandter Fakultiten/Fachberei-
che

Der BeschluB @iber die Zulassung zum Habilitationsver-
fahren wird dem Senat unverziiglich bekanntgemacht.
Interessierte habilitierte Mitglieder gebietsverwandter
Fakultaten, die unverziiglich nach der Bekanntgabe der
Zulassung im Senat dem Dekan der Juristischen Fakultat
ihr Interesse an der Mitwirkung bei der Habilitation
bekundet haben, werden vom Dekan zur Abgabe be-
grindeter Stellungnahmen tber die Habilitationsschrift
eingeladen. Erklaren sie, daB sie die Abgabe einer
Stellungnahme erwagen, ibersendet ihnen der Dekan ein
Exemplar der Habilitationsschrift zur Einsichtnahme.

§9
Riicktritt vom Habilitationsverfahren

Der Bewerber kann jederzeit vom Verfahren zurick-
treten.

§ 10
Beurteilung der Habilitationsschrift

Die Gutachten {iber die Habilitationsschrift miissen
schriftlich und unabhingig voneinander gefertigt und
eingehend begriindet sein. Sie sollen die wesentliche
Forderung der Wissenschaft durch die Arbeit sowie die
Befihigung des Bewerbers zu selbstindiger Forschung
dartun. Dabei sollen auch die sonstigen wissenschaftli-
chen Arbeiten in die Beurteilung einbezogen werden.
Das Gutachten muB die Annahme oder Ablehnung der
Habilitation empfehlen.

§11
Auslage und Stellungnahmen

(1) Der Dekan legt die Habilitationsschrift mit den
eingegangenen Gutachten und Stellungnahmen wihrend
der Vorlesungszeit vier Wochen im Dekanat aus. Zur
Einsichtnahme in die Gutachten und Stellungnahmen
berechtigt sind die Mitglieder des Fakultitsrates, die

auswartigen Gutachter nach Abgabe ihres Gutachtens
und die Interessenten anderer Fakultiten/Fachbereiche
(§ 8). Den zur Einsichtnahme Berechtigten ist von der
Auslage Mitteilung zu machen.

(2) Die planmaBigen Professoren und habilitierten Mit-
glieder der Juristischen Fakultit erhalten Umlaufexem-
plare der Habilitationsschrift mit den eingegangenen
Gutachten und Stellungnahmen; sie konnen innerhalb
einer Frist von 10 Tagen eine schriftliche Stellungnahme
abgeben, die den iibrigen Mitgliedern zur Kenntnis zu
bringen ist.

§12
Entscheidung iiber die Annahme
der Habilitationsschrift

(1) Nach Ablauf der Auslegungsfrist beruft der Dekan
den Fakultitsrat unter ausdriicklichem Hinweis auf die
nach Abs. 2 vorgeschriebene Mehrheit zur Entscheidung
iber die Annahme der Habilitationsschrift ein. Der
auswiartige Fachgutachter und die Interessenten anderer
Fakultiten/Fachbereiche (§ 8) werden zur Mitberatung
eingeladen.

(2) Vor der BeschluBfassung berichtet der Dekan oder
das von ihm beauftragte Mitglied des Fakultitsrates iber
die vorliegenden Gutachten und Stellungnahmen. Die
Annahme der Habilitationsschrift bedarf der Zustim-
mung einer Mehrheit gemil § 5 Abs. 2 S. 3. Beratung
und BeschluBfassung iiber die Annahme der Habilita-
tionsschrift finden in nicht &ffentlicher Sitzung statt,

(3) Haftet der Habilitationsschrift nach Ansicht einer
Mehrheit gemaB § 5 Abs. 2 S. 3 ein behebbarer Mangel
an, so ist sie dem Bewerber zur Umarbeitung zurick-
zugeben. Fir die Umarbeitung ist eine angemessene
Frist zu bestimmen.

(4) Fur die Ablehnung der Habilitationsschrift und fiir
die Rickgabe zur Umarbeitung gilt § 6 Abs. 2 entspre-
chend.

(5) Nach der BeschluBfassung kann der Bewerber die
Gutachten einsehen.

§13
Wissenschaftlicher Vortrag und Kolloquium

(1) Nach der Annahme der Habilitationsschrift wahlt der
Fakultitsrat aus dem Vorschlag des Bewerbers das
Thema des wissenschaftlichen Vortrags aus, bestimmt
den Zeitpunkt der Bekanntgabe des Themas an den
Bewerber und den Zeitpunkt des Probevortrages. Der
Vortrag findet frihestens zwei Wochen nach Bekannt-
gabe des ausgewihlten Themas an den Bewerber statt.
Auf Antrag des Bewerbers kann die Frist verkiirzt wer-




den. Die BeschluBfassung nach Satz 1 und 3 erfolgt mit
der Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten.

(2) Der Vorschlag des Bewerbers muB drei sich nicht
inhaltlich Gberschneidende Themen enthalten, die sich
vom Thema der Habilitationsschrift und der Dissertation
deutlich unterscheiden.

§ 14

(1) Durch den wissenschaftlichen Vortrag und durch das
Kolloquium soll der Bewerber dartun, daf er zum aka-
demischen Lehrer geeignet ist.

(2) Die Dauer des Vortrages soll 45 Minuten nicht
iiberschreiten. Das anschlieBende wissenschaftliche
Kolloquium kann sich auf alle Fachgebiete erstrecken,
fiir die der Bewerber die venia legendi beantragt hat.

(3) Vortrag und Kolloquium finden vor dem Fakultitsrat
statt. :

Die auswirtigen Gutachter und die Interessenten anderer
Fakultiten/Fachbereiche (§ 8) sind zu Vortrag und Kol-
loquium einzuladen. Jeder Anwesende kann sich an dem
Kolloquium beteiligen.

§15
Entscheidung iiber die venia legendi

(1) Im AnschluB an das Kolloquium ist im Fakultitsrat
in nicht &ffentlicher Sitzung liber die Erteilung der bean-
tragten venia legendi zu beschlieBen. Dabei sind die
erbrachten Habilitationsleistungen sowie die sonstigen
Verdffentlichungen danach zu beurteilen, ob die Fahig-
keit zu selbstindiger wissenschaftlicher Forschung und
Lehre dargetan ist.

(2) Die venia legendi wird fiir bestimmte rechtswissen-
schaftliche Fachgebiete erteilt. Mit Zustimmung des
Bewerbers kann sie eine gegeniiber seinem Antrag er-
weiterte Fassung erhalten. Die Erteilung erfolgt fur
jedes Fachgebiet gesondert. Der BeschluB bedarf einer
Mehrheit gemiB § 5 Abs. 2 S. 3.

(3) Nach der BeschluBfassung teilt der Dekan oder das
von ihm beauftragte Mitglied des Fakultitsrates dem
Bewerber die venia legendi mit; damit erhilt der Bewer-
ber das Recht, die Bezeichnung "Privatdozent™ und den
Doktor mit dem Zusatz "habilitatus® zu fihren. Von der
Erteilung sind Rektor und Senat sowie der zustindige
Minister zu unterrichten.

(4) Vortrag und Kolloquium kdnnen nicht wiederholt
werden.

(5) Wird die beantragte venia legendi ganz oder teilwei-

se versagt, so ist dies dem Bewerber zu erdffnen; § 6
Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 16
Antrittsvorlesung und Ubergabe der Urkunde

(1) Der Privatdozent ist verpflichtet, spitestens im Se-
mester nach der Habilitation eine oSffentliche Antritts-
vorlesung iiber ein Thema aus einem seiner Fachgebiete
zu halten. Der Zeitpunkt fir die 6ffentliche Antrittsvor-
lesung wird vom Dekan im Einvernehmen mit dem
Privatdozenten festgelegt. Zu der Antrittsvorlesung
werden durch den Dekan der Rektor, die Dekane der
anderen Fakultiten/Fachbereiche, die Mitglieder des Fa-
kultitsrates, die auswartigen Gutachter und die Inter-
essenten anderer Fakultiten/Fachbereiche (§ 8)
schriftlich eingeladen. Durch Aushang wird die Antnitts-
vorlesung offentlich bekanntgemacht.

(2) Unmittelbar vor der Antrittsvorlesung wird dem
Privatdozenten vom Dekan die Urkunde iiber die erteilte
venia legendi ausgehdndigt. Die Urkunde tragt das Da-
tum der Erteilung der venia legendi.

§17
Umbhabilitation

(1) Ein Privatdozent, der an einer anderen Hochschule
eine rechtswissenschaftliche venia legendi erhalten hat,
kann auf Antrag zur Juristischen Fakultat der Universitit
Potsdam umhabilitiert werden.

(2) Fiir die Zulassung, Durchfiihrung und Entscheidung
gelten die Vorschriften dieser Ordnung entsprechend.
Der Fakultitsrat entscheidet mit der Mehrheit gemal §
5 Abs. 2 S. 3, ob auf bestimmte Habilitationsleistungen
verzichtet werden soll.

(3) Die Umhabilitation wird erst wirksam, wenn der
Privatdozent auf seine bisherige venia legendi verzichtet
hat.

§18
Erweiterung der venia legendi

Aufgrund spaterer VerGffentlichungen kann der Privat-
dozent die Erweiterung der venia legendi beantragen.
Die §§ 7 und 12 gelten entsprechend.

§19
Rechte und Pflichten des Prnivatdozenten

(1) Der Privatdozent hat das Recht, im Rahmen seiner
venia legendi Lehrveranstaltungen abzuhalten. Er ist ver-
pflichtet, in jedem Semester wenigstens eine zweistindi-
ge Lehrveranstaltung anzukiindigen.




(2) Der Privatdozent ist verpflichtet, an den Priifungen
der Fakultat mitzuwirken.

(3) Eine Befreiung von diesen Pflichten kann auf Antrag
des Privatdozenten von der Fakultit erteilt werden.

§20
Erldschen der venia legendi

(1) Die venia legendi erlischt,
2) durch Emennung zum planmaBigen Professor

mit der Verpflichtung zu Forschung und Lehre
an einer wissenschaftlichen Hochschule;

b) durch Umbhabilitation an eine andere wissen-
schaftliche Hochschule;
c) durch schriftliche Verzichterklarung gegeniiber

der Juristischen Fakultit,

(2) Die venia legendi kann von dem Fakultitsrat entzo-
gen werden,

a) wenn nachtrigliche Griinde eintreten oder
bekannt werden, bei denen ein Beamtenverhalt-
nis endet;

b) wenn der Habilitierte gegen die Verpflichtung
aus dieser Habilitationsordnung groblich ver-
stabt.

(3) Der Entzug der venia legendi bedarf einer Mehrheit
gemah § 5 Abs. 2 S. 3. § 6 Abs. 2 gilt entsprechend.

§21
Gebiihren

Das Verfahren nach der Habilitationsordnung ist gebiih-
renfrei,

§ 22
Inkrafttreten

Diese Habilitationsordnung tritt am Tage nach der Ver-
Offentlichung im Mitteilungsblatt der Universitit Pots-
dam in Kraft.

II. Arbeitsordnung zur Graduiertenforde-
rung an der Universitiit Potsdam

Auf der Grundlage des § 71 des Brandenburgischen
Hochschulgesetzes vom 24.06.1991 (GVBI. Nr. 12, S.
156) und der Graduiertenforderungsverordoung vom
10.12.1991 (GVBL. Nr. 1, S. 8) wird die Forderung des
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wissenschaftlichen und kiinstlerischen Nachwuchses
(Promotionsstudenten) wie folgt geregelt:

§1
Allgemeine Festlegungen

(1) Die Hohe der Zuwendungen aus dem Haushalt des
Landes, die als nichtriickzahlpflichtige Stipendien sowie
als Zuschlige fiir Sach- und Reisekosten vergeben wer-
den, ist durch die Graduiertenforderungsverordnung, §§
1 ff., festgelegt.

(2) Besondere Bedingungen bei der Festlegung der Sti-
pendienhohe regelt ebenfalls die Graduiertenforderungs-
verordnung in den §§ 3 ff.

(3) Die Universitit vergibt Stipendien nach erfolgter
Antragstellung und Bewilligung durch die Vergabekom-
mission erstmalig zum 01.04. bzw. 01.10. jeden Jahres.

§2
Ausschreibung und Antragstellung

(1) Die zur -Verfligung stehenden Stipendien werden
jahrlich zu zwei Terminen durch das Dezernat 2 (aka-
demische und studentische Angelegenheiten) Gffentlich
ausgeschrieben.

Termin: 01.01. und 01.06.

(2) Die Antragsteller reichen die Antragsunterlagen
(Fragebogen, Zeugniskopien, Arbeitsplan, Betrevererkla-
rung eines Hochschullehrers der Universitit, Einkom-
menserklarung und Referenzen) im Dezemnat 2 ein.

Termin: 01.02. und 01.08.

(3) Die Antragsunterlagen werden im Dezernat 2 be-
arbeitet und den Mitgliedern der Vergabekommission
zur Einsichtnahme vorbereitet.

§3
Entscheidung durch Vergabekommission

(1) Die Vergabekommission, deren Zusammensetzung
durch die Graduiertenforderungsverordnung, § 7, gere-
gelt ist und deren Mitglieder durch den Rektor bestellt
sind, tiberprift bei jedem Antragsteller die Vorausset-
zungen fiir die Gewihrung der Stipendien und die Not-
wendigkeit weiterer Zuwendungen.

(2) Bei der Auswahl der Kandidaten werden die wissen-
schaftlichen bzw. kiinstlerischen Leistungen des Bewer-
bers in besonderer Weise beriicksichtigt. Zugleich findet
der mogliche Beitrag zur Forschung und Lehre bzw. fiir




kiinstlerische Entwicklungsvorhaben an der Universitat
Beachtung.

(3) Die Entscheidungen der Vergabekommission zur
Gewidhrung des Stipendiums werden bis zum 10. Ar-
beitstag des Vormonats der erstmaligen Stipendienge-
wihrung getroffen.

Termin: Marz und September

(4) Die Entscheidungen werden im Protokoll festgehal-
ten. Den Antragstellern wird in Schriftform das Ergeb-
nis der Bearbeitung ihres Antrages (Bewilligung/Nicht-
bewilligung) in Verbindung mit einer Rechtsmittelbeleh-
rung durch das Dezernat 2 mitgeteilt.

§4
Weiterbewilligung des Stipendiums

(1) Vor AbschluB des ersten Bewilligungsjahres ist
gemiB § 10 der Graduiertenforderungsverordnung die
Weiterbewilligung zu beantragen. Dem Antrag ist ein
Arbeitsbericht, der Arbeits- und Zeitplan fiir den Ab-
schluB des Vorhabens sowie ein Betreuergutachten bei-
zulegen. Die Unterlagen sind im Dezernat 2 einzurei-
chen.

Termin: 01.02. und 01.08.

(2) Die Entscheidungen der Vergabekommission zur
Weitergewahrung des Stipendiums werden bis zum 10.
Arbeitstag des letzten Monats des laufenden Gewih-
rungszeitraumes getroffen.

Termin: Mirz und September

(3) Die Entscheidungen werden im Protokoll festgehal-
ten. Den Antragstellern wird in Schriftform das Ergeb-
nis der Bearbeitung ihres Antrages (Bewilligung/Nicht-
bewilligung) in Verbindung mit einer Rechtsmittelbeleh-
rung durch das Dezernat 2 mitgeteilt.

§5
AbschluBbericht

(1) Der Stipendiat legt spatestens 2 Monate nach Beendi-
gung der Forderung

= eine Bestitigung der Fakultit iber die Einrei-
chung der wissenschaftlichen oder kilnstleri-
schen Arbeit oder

= bei Nichteinreichung der Arbeit einen Bericht
iiber Stand und Fortgang seiner wissenschaftli-
chen oder kiinstlerischen Titigkeit

im Dezernat 2 vor.

(2) Die Vergabekommission nutzt Erkenntnisse aus den
Abschlufiberichten zur weiteren Gestaltung der Nach-
wuchsforderung.

§6
Widerruf des Stipendiums

(1) Eine Forderung ist ausgeschlossen oder zu widerru-
fen, wenn der Stipendiat durch Ausiibung einer bezahl-
ten Tatigkeit daran gehindert ist, sich ganz oder iiber-
wiegend der Arbeit, fir die die Forderung vorgesehen
ist, zu widmen. Dies gilt nicht fiir eine Lehrtitigkeit von
hochstens vier Wochenstunden.

Der Stipendiat ist verpflichtet, nach Bekanntwerden bzw.
Eintreten der neuen Umstinde das Dezernat 2 sofort zu
informieren, damit spatestens zum folgenden Monat die
Forderung eingestellt bzw. ausgesetzt werden kann.

(2) Der Bewilligungsbescheid ist mit Wirkung fiir die
Zukunft zu widerrufen, wenn Tatsachen erkennen las-
sen, daB sich der Stipendiat nicht in erforderlichem
MaBe um die Verwirklichung des Zwecks der Forderung
bemiht.

Uber den Widerruf wird von der Vergabekommission
nach Anhorung des Stipendiaten entschieden. Die Ein-
stellung der Zahlung wird durch das Dezernat 2 ver-
anlafBt.

§7
Weitere Forderungsmiglichkeiten

(1) Die Férderung des wissenschaftlichen und kiinst-
lerischen Nachwuchses zur Erlangung der Promotion
erfolgt auch durch verschiedene Stiftungen in Deutsch-
land bzw. in Europa oder aus. Drittmitteln.

(2) Der Hochschulabsolvent, der die Zulassung zur
Promotion und eine Férderung anstrebt, ist fur die Nut-
zung der existierenden Moglichkeiten selbst verantwort-
lich. Er wird in seinem Bemiihen durch den betreuenden
Hochschullehrer und das Dezemat 2 unterstiitzt.

§8
Inkrafttreten

Diese Arbeitsordnung tritt am Tage nach der Veroffent-
lichung in den "Amtlichen Bekanntmachungen" in Kraft.

J. PriB
Kanzler

Potsdam, 28.04.1992




	I. Arbeitsordnung zur Herausgabe der "Amtlichen Bekanntmachungen" der Universität Potsdam
	[Seite 76]
	Seite 2

	II. Habilitationsordnung der Juristischen Fakultät
	Seite 2
	Seite 3
	Seite 4
	Seite 5
	Seite 6

	III. Arbeitsordnung zur Graduiertenförderung an der Universität Potsdam
	Seite 6
	Seite 7


